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Kleine Anfrage 8437 
 
der Abgeordneten Silvia Gosewinkel   SPD 
 
 
Diagnose plus Antrag minus Bewilligung gleich Rechenstörung. Wie groß ist die 
Förderlücke nach § 35a SGB VIII in NRW? 
 
 
Kinder und Jugendliche mit einer diagnostizierten Rechenstörung (Dyskalkulie) oder einer 
Lese-Rechtschreib-Störung (LRS) stehen im schulischen Alltag häufig vor erheblichen 
Herausforderungen. Für betroffene Familien ist derzeit oft eine qualifizierte Lerntherapie der 
einzige Baustein zur Förderung ihrer Kinder, um Bildungswege zu sichern und psychosoziale 
Folgebelastungen zu vermeiden. Finanziert wird diese als Leistung der Eingliederungshilfe 
nach § 35a SGB VIII. Jedoch kommen diese erst dann in Betracht, wenn neben der fachärztlich 
oder fachpsychologisch festgestellten Störung auch eine seelische Behinderung vorliegt oder 
eine solche droht. Die Diagnose einer Dyskalkulie oder LRS allein begründet daher regelmäßig 
keinen Leistungsanspruch. Die Folge ist, dass Familien trotz eines festgestellten 
Unterstützungsbedarfs oftmals keine Kostenübernahme für erforderliche Förder- oder 
Lerntherapien erhalten. Die Zahl der gewährten Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII ist 
in Nordrhein-Westfalen in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen. Gleichzeitig liegen 
öffentlich zugängliche Informationen zu Antragszahlen, Ablehnungsquoten und den Gründen 
für Ablehnungen nur eingeschränkt vor.. Für die Bewertung möglicher Versorgungslücken sind 
diese Zahlen jedoch sehr entscheidend.  
 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wie entwickelt sich die Zahl der in Nordrhein-Westfalen diagnostizierten Fälle von 

Dyskalkulie oder Lese-Rechtschreib-Störung bei Kindern und Jugendlichen seit 2017? 
(bitte nach Jahren aufschlüsseln) 

 
2. Wie viele Anträge werden seit 2017 jährlich auf Leistungen der Eingliederungshilfe nach 

§ 35a SGB VIII bei den Jugendämtern in Nordrhein-Westfalen von betroffenen Familien 
mit Kindern und Jugendlichen mit LRS oder Dyskalkulie gestellt? (bitte nach Jahren 
aufschlüsseln) 

 
3. Wie wurde über diese Anträge seit 2017 jeweils in den einzelnen Jahren entschieden? 

(bitte kommunalscharf nach Jahren und Verfahrensausgang aufschlüsseln) 
 
4. Welche Gründe führen nach Kenntnis der Landesregierung besonders häufig zur 

Ablehnung von Anträgen nach § 35a SGB VIII im Zusammenhang mit Dyskalkulie oder 
Lese-Rechtschreib-Störungen? 
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5. Wie bewertet die Landesregierung die Situation von Kindern und Jugendlichen, bei 
denen eine Dyskalkulie oder Lese-Rechtschreib-Störung diagnostiziert wurde, die 
Voraussetzungen einer drohenden oder bestehenden seelischen Behinderung jedoch 
nicht festgestellt werden und die deshalb keine Leistungen nach § 35a SGB VIII 
erhalten? 

 
 
 
Silvia Gosewinkel 
 


